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Jobcenter-Reform

SPD stellt Bedingungen für Grundgesetzänderung

Die SPD will der Reform der Hartz-IV-Jobcenter ihren Stempel mit aufdrücken. Die Sozialdemokraten
zeigen sich zwar verhandlungsbereit, stellen der Union aber für die Zustimmung zu einer
Grundgesetzänderung Bedingungen. So solle die Arbeitsförderung nicht gekürzt werden.

Berlin - Grundsätzlich begrüßte die SPD die unionsinterne Einigung auf eine Verfassungsänderung. Generalsekretärin
Andrea Nahles machte aber deutlich, dass die Sozialdemokraten dem Vorhaben nicht bedingungslos zustimmen
werden. "Die Fördermaßnahmen für Arbeitssuchende im Bundeshaushalt dürfen nicht reduziert werden", forderte
Nahles.

Eine weitere Bedingung für Verhandlungen sei, dass die Zahl der derzeit 69 Optionskommunen, die ihre
Langzeitarbeitslosen selbst vermitteln, nur begrenzt ausgeweitet werde, sagte sie weiter. Als Grundlage für
Gespräche sehe die SPD einen im März vergangenen Jahres vorgelegten Kompromiss, der mit allen Ländern fertig
ausgehandelt worden sei.

Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Wolfgang Böhmer (CDU) und sein saarländischer Kollege Peter Müller (CDU)
erklärten, die Begrenzung der Optionskommunen werde wohl eine problematische Frage in den Verhandlungen mit
der SPD sein. So plädierte Müller für mehr Optionskommunen.

Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen will bei der geplanten Grundgesetzänderung zu der Reform aufs Tempo
drücken und noch diese Woche vorbereitende Gespräche mit der SPD führen. Denn für eine Änderung der Verfassung
benötigt die schwarz-gelbe Koalition in Bundestag und Bundesrat die Zustimmung der SPD. Von der Leyens
Verhandlungspartner bei der SPD werden Fraktionschef Frank-Walter Steinmeier und der rheinland-pfälzische
Ministerpräsident Kurt Beck sein.

Mit ihrem ursprünglichen Vorhaben, die Jobcenter ohne Grundgesetzänderung in zwei Behörden aufzuspalten, war die
Bundesarbeitsministerin am Widerstand einiger Unionsministerpräsidenten gescheitert. Am Sonntag einigte sich die
Union dann darauf, eine Verfassungsänderung anzustreben, damit die Bundesagentur für Arbeit und Kommunen bei
der Beratung von Hartz-IV-Empfängern weiter zusammenarbeiten können. Die Betreuung von Langzeitarbeitslosen
"aus einer Hand" soll verfassungsrechtlich abgesichert werden.
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